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Bekanntmachung der Verbandsgemeinde Weida-Land 
 
Beschluss-Nr.  2010-02/019 
Aufstellungsbeschluss für einen sachlichen Teilflächennutzungsplan - 
Windenergienutzung – für das Gebiet der Verbandsgemeinde Weida-Land 
 
Beschlusstext 
Der Verbandsgemeinderat der Verbandsgemeinde Weida-Land   beschließt   gemäß § 5 BauGB  i. V. 
mit § 204 Abs. 2 BauGB die Aufstellung eines sachlichen Teilflächennutzungsplanes - 
Windenergienutzung -  für das Gebiet der Verbandsgemeinde. Durch den sachlichen 
Teilflächennutzungsplan - Windenergienutzung - sollen innerhalb des Verbandsgemeindegebietes 
aktuell für die Nutzung der Windenergie geeignete Standorte ermittelt und als Sonderflächen 
„Windenergie“ dargestellt werden, die gleichzeitig Ausschlusswirkung für das übrige 
Verbandsgemeindegebiet gem. § 35 Abs. 3 S. 3 BauGB entfalten. Mit der Aufstellung des sachlichen 
Teilflächennutzungsplanes - Windenergienutzung - werden die bisher verbindlichen 
Flächennutzungspläne der Mitgliedsgemeinden entsprechend geändert. 
 
Begründung 
Da im Regionalen Entwicklungsplan für die Planungsregion Halle mit Entwurf vom 26.05.2009 das 
Gebiet VRG XVIII Barnstädt (Landkreis Saalekreis) als Vorranggebiet für die Nutzung von 
Windenergie mit der Wirkung von Eignungsgebieten vorgesehen ist und im weiteren 
Regionalplanverfahren möglicherweise noch weitere Vorranggebiete für die Windenergienutzung 
mit der Wirkung von Eignungsgebieten im Gebiet der Verbandsgemeinde in Betracht kommen, will 
die Verbandsgemeinde mit der Aufstellung des sachlichen Teilflächennutzungsplanes - 
Windenergienutzung – angesichts der Privilegierung von Windenergieanlagen im Außenbereich von 
der Möglichkeit Gebrauch machen, die Ansiedlung von Windenergieanlagen im 
Verbandsgemeindegebiet durch eine eigene örtliche Planung im Interesse einer kommunalen 
Feinsteuerung konkretisierend zu entwickeln. 
 
 
Bekanntmachungen der Gemeinde Farnstädt 

 
 

Hauptsatzung 
der Gemeinde Farnstädt 

 
Aufgrund des § 7 der Gemeindeordnung für das Land Sachsen-Anhalt (GO LSA) vom 05. Oktober 
1993 (GVBl. LSA S. 568), in der jeweils geltenden Fassung  hat der Gemeinderat der Gemeinde 
Farnstädt folgende Hauptsatzung beschlossen: 
 
 

I. ABSCHNITT 
BENENNUNG UND HOHEITSZEICHEN 

 
§ 1 

Name, Bezeichnung 
 

Die Gemeinde führt den Namen „Gemeinde Farnstädt“.  
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§ 2 
            Dienstsiegel 

 
Die Gemeinde führt ein Dienstsiegel, das dem der Hauptsatzung beigefügten Dienstsiegelabdruck 
entspricht.  
Die Umschrift lautet: „Gemeinde Farnstädt“. 
 
 

II. ABSCHNITT 
ORGANE 

 
§ 3 

Vorsitz im Gemeinderat 
 

(1) Der Bürgermeister ist Vorsitzender des Gemeinderates. 
 
(2) Der Gemeinderat wählt für die Dauer der Wahlperiode aus der Mitte des 
     Gemeinderates einen Stellvertreter des Bürgermeisters für den  
     Verhinderungsfall. Er vertritt den Bürgermeister auch in der Funktion  
     des Vorsitzenden des Gemeinderates. 
     Der Stellvertreter führt die Bezeichnung „Stellvertretender Bürgermeister“ 
 
(3) Der stellvertretende Bürgermeister kann abgewählt werden.  
     Eine Nachwahl hat unverzüglich stattzufinden. 

 
 

§ 4 
Zuständigkeit des Gemeinderates 

 
Der Gemeinderat entscheidet insbesondere über 
 
1. die Zustimmung zu über- und außerplanmäßigen Ausgaben, wenn der Wert  
    2.500,00 Euro übersteigt, 
 
2. die Zustimmung zu über- und außerplanmäßigen  
    Verpflichtungsermächtigungen, wenn der Wert im Einzelfall 2.500,00 Euro 
    übersteigt, 
 
3. Rechtsgeschäfte i. S. v. § 44 Abs. 3 Ziff. 7 und 10 GO LSA, wenn der   
    Vermögenswert im Einzelfall 2.500,00 Euro übersteigt. 
 
 

§ 5 
Ausschüsse des Gemeinderates 

 
(1) Der Gemeinderat bildet zur Erfüllung seiner Aufgaben die folgenden 
     ständigen, beratenden Ausschüsse: 
 

- Bau- und Umweltausschuss 
- Ausschuss für Soziales, Kultur und Sport 
- Finanzausschuss 
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 (2) Der Bau- und Umweltausschuss besteht aus vier Gemeinderäten.  
      Der Vorsitz wird durch einen Gemeinderat wahrgenommen. Der Ausschuss 
      bestimmt aus der Mitte der Ausschussmitglieder einen stellvertretenden 
      Vorsitzenden. 
 
(3)  Der Ausschuss für Soziales, Kultur und Sport besteht aus vier Gemeinde- 
      räten. Der Vorsitz wird durch einen Gemeinderat wahrgenommen. Der  
      Ausschuss bestimmt aus der Mitte der Ausschussmitglieder einen  
      stellvertretenden Vorsitzenden. 
 
(4)  Der Finanzausschuss besteht aus vier Gemeinderäten.  
      Der Vorsitz wird durch einen Gemeinderat wahrgenommen. Der Ausschuss 
      bestimmt aus der Mitte der Ausschussmitglieder einen stellvertretenden 
      Vorsitzenden. 
 
(5)  In den Bau- und Umweltausschuss werden widerruflich 3 sachkundige  
      Einwohner, in den Ausschuss für Soziales, Kultur und Sport 3 sachkundige  
      Einwohner und in den Finanzausschuss 2 sachkundige Einwohner mit  
      beratender Stimme berufen. 
 

 
§ 6 

Geschäftsordnung 
 

Das Verfahren im Gemeinderat und in den Ausschüssen wird durch eine vom Gemeinderat zu 
beschließende Geschäftsordnung geregelt. 

 
 

§ 7 
       Bürgermeister 

 
Der Bürgermeister entscheidet in eigener Verantwortung die Geschäfte der laufenden Verwaltung. 
Hierzu gehören die regelmäßig wiederkehrenden Geschäfte, die nach bereits festgelegten 
Grundsätzen entschieden werden und keine wesentliche Bedeutung haben oder die im Einzelfall 
einen Wert von 2.500,00 Euro nicht übersteigen. Soweit es sich nicht bereits um Geschäfte der 
laufenden Verwaltung handelt, entscheidet er abschließend über die in § 4, Ziff. 3 genannten 
Angelegenheiten, sofern die dort festgelegten Wertgrenzen unterschritten werden. 
 

 
§ 8 

Zulassung von Bewerbern für die Wahl zum Bürgermeister 
 

Der Gemeinderat entscheidet über die Zulassung der Bewerbungen für die Wahl zum Bürgermeister 
auf der Grundlage der geltenden Vorschriften der Gemeindeordnung für das Land Sachsen-Anhalt 
und des Kommunalwahlgesetzes für das Land Sachsen-Anhalt. 
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§ 9 
        Gleichstellungsbeauftragte 

 
Die Gemeinde Farnstädt ist Mitgliedsgemeinde der Verbandsgemeinde  
Weida-Land. Die von der Verbandsgemeinde gemäß § 5 Verbandsgemeindegesetz i. V. m. § 74 
Gemeindeordnung für das Land Sachsen-Anhalt bestellte Gleichstellungsbeauftragte ist auch für den 
Bereich der Gemeinde Farnstädt 
in Ausübung ihrer Tätigkeit unabhängig. An den Sitzungen des Gemeinderates 
und seiner Ausschüsse kann sie teilnehmen.  
In Angelegenheiten ihres Aufgabenbereiches ist ihr auf Wunsch das Wort zu erteilen. 
 
 

III. ABSCHNITT 
UNTERRICHTUNG UND BETEILIGUNG DER EINWOHNER 

 
§ 10 

Einwohnerversammlung 
 

(1) Der Bürgermeister beruft die Einwohnerversammlungen ein. Er setzt die 
     Gesprächsgegenstände sowie Ort und Zeit der Veranstaltung fest.  
     Die Einladung ist ortsüblich bekannt zu machen und soll in der Regel 14 
     Tage vor Beginn der Veranstaltung erfolgen. Die Einladungsfrist 
     kann bei besonderer Dringlichkeit auf drei Tage verkürzt werden. 
 
(2) Einwohnerversammlungen können auf Teile des Gemeindegebietes  
     beschränkt werden. 
 
(3) Der Bürgermeister unterrichtet den Gemeinderat in seiner nächsten Sitzung 
     über den Ablauf der Einwohnerversammlung und die wesentlichen 
     Ergebnisse. 

 
§ 11 

Einwohnerfragestunde 
 

(1) Der Gemeinderat hält im Rahmen ordentlicher öffentlicher Sitzungen eine  
      Einwohnerfragestunde ab. Der Bürgermeister legt in der Einladung zur  
      Sitzung den Beginn der Fragestunde fest. 
 
(2) Der Bürgermeister stellt den Beginn und das Ende der Fragestunde fest.   
     Findet sich kein Einwohner zu Beginn der Fragestunde ein, kann sie 
     geschlossen werden. Die Fragestunde soll auf höchstens 30 Minuten begrenzt  
     sein. 
 
(3) Jeder Einwohner ist nach Angabe seines Namens und seiner Anschrift  
     berechtigt, grundsätzlich eine Frage und zwei Zusatzfragen zu stellen.  
     Zugelassen werden nur Fragen von allgemeinem Interesse, die in die  
     Zuständigkeit der Gemeinde fallen. Angelegenheiten der Tagesordnung 
     können nicht Gegenstand der Einwohnerfragestunde sein. 
 
(4) Die Beantwortung der Fragen erfolgt in der Regel mündlich durch den  
     Bürgermeister. Eine Aussprache findet nicht statt. Ist die Beantwortung der  
     Frage in der Sitzung nicht möglich, erhält der Einwohner eine schriftliche  
     Antwort, die innerhalb von sechs Wochen erteilt werden muss. 
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§ 12 
Bürgerentscheid 

 
Ein Bürgerentscheid findet ausschließlich über die in § 26 Abs. 2 Satz 1 Gemeindeordnung für das 
Land Sachsen-Anhalt genannten wichtigen Angelegenheiten der Gemeinde Farnstädt statt. 
 
 

IV. ABSCHNITT 
    EHRENBÜRGER 

 
§ 13 

Ehrenbürger 
 
Die Verleihung oder Aberkennung des Ehrenbürgerrechtes der Gemeinde bedarf einer Mehrheit von 
zwei Dritteln der stimmberechtigten Mitglieder. 
 
 

V. ABSCHNITT 
ÖFFENTLICHE BEKANNTMACHUNGEN 

 
§ 14 

Öffentliche Bekanntmachungen 
 

(1) Soweit nicht Rechtsvorschriften besondere Regelungen treffen, erfolgen die 
     gesetzlich erforderlichen Bekanntmachungen im Amtsblatt der 
     Verbandsgemeinde Weida-Land, im Weiteren –Amtsblatt- genannt. 
 
(2) Sind Pläne, Karten, Zeichnungen oder andere Anlagen selbst eine bekannt zu  
     machende Angelegenheit oder Bestandteil einer bekannt zu machenden 
     Angelegenheit oder eignet sich der bekannt zu machende Text wegen seines  
     Umfangs nicht oder nicht in vollem Wortlaut zur Bekanntmachung, so kann  
     diese durch Auslegung im Verwaltungsgebäude der Verbandsgemeinde  
     Hauptstraße 43, 06268 Nemsdorf-Göhrendorf während der Dienststunden 
     ersetzt werden (Ersatzbekanntmachung).  
     Auf die Ersatzbekanntmachung wird unter Angabe des Ortes und der Dauer 
     der Auslegung im Amtsblatt hingewiesen. Die Dauer der Auslegung beträgt  
     zwei Wochen, soweit nichts anderes vorgeschrieben ist. 
     Die öffentliche Bekanntmachung ist mit Ablauf des Tages vollendet, an dem  
     der Auslegungszeitraum endet. Gleiches gilt, wenn eine Rechtsvorschrift 
     öffentliche Auslegung vorschreibt und keine besonderen Bestimmungen  
     enthält.  
 
(3) Die Bekanntmachung von Zeit, Ort und Tagesordnung der Sitzungen des 

Gemeinderates und Ausschusssitzungen erfolgt - sofern zeitlich möglich auch bei abgekürzter 
Ladungsfrist – abweichend von Abs. 1, durch Aushang in den Bekanntmachungskästen der 
Gemeinde an den nachfolgend aufgeführten für ortsübliche Bekanntmachungen festgelegten 
Standorten: 
 
- Alberstedt -  Straße der Freundschaft 18 
- Alberstedt -  Straße der OdF 1 
- Farnstädt  -  Eislebener Straße 26                            
- Farnstädt  -  Röblinger Straße 36   
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 (4) Alle übrigen Bekanntmachungen sind in den Bekanntmachungskästen der 
     Gemeinde Farnstädt zu veröffentlichen.  
     Die Aushängefrist beträgt, soweit nichts anderes bestimmt ist, zwei Wochen.  
 
 

VI. ABSCHNITT 
ÜBERGANGS- UND SCHLUSSVORSCHRIFTEN 

 
§ 15 

        Sprachliche Gleichstellung 
 

Personen- und Funktionsbezeichnungen gelten jeweils in weiblicher und männlicher Form. 
 
 

§ 16 
Inkrafttreten 

 
(1) Diese Hauptsatzung tritt am Tage nach ihrer Bekanntmachung in Kraft. 
     Gleichlautendes und entgegenstehendes Recht tritt an diesem Tag außer 
     Kraft. 
 
 
Farnstädt, 09.04.2010 
 
 
Mylich  
Bürgermeister      - Dienstsiegel - 
 
 
 
 
Anlage 1 zur Hauptsatzung der Gemeinde Farnstädt 
 

                            
 
                               - Dienstsiegelabdruck -      
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Kommunalaufsichtliche Genehmigung                                            Merseburg, 30.03.2010 
 

 
Genehmigung der Hauptsatzung der Gemeinde Farnstädt vom 27.01.2010, beschlossen unter 

der Beschluss-Nr.: 2010 - 002/1  
 
 
Gegenüber der Gemeinde Farnstädt ergeht hiermit folgende Entscheidung: 
 

1. Die vorgelegte Hauptsatzung der Gemeinde Farnstädt vom 27.01.2010, beschlossen  
unter der Beschluss-Nr. 2010-002/1 wird hiermit genehmigt. 
 

2. Die Genehmigung unter Punkt 1 dieser Verfügung wird unter der aufschiebenden Bedingung 
erteilt, dass im § 1 der Hauptsatzung ein Satz 2 mit der Formulierung „Zur ihr gehört der 
Ortsteil Alberstedt“. angefügt wird. 

 
3. Der vom Gemeinderat Ihrer Gemeinde nach Punkt 2 dieser Verfügung zu fassende Beschluss 

ist der Kommunalaufsicht des Landkreises Saalekreis bis spätestens zum 11.05.2010 
vorzulegen.  

 
4. Die Entscheidung ergeht kostenfrei. 

 
 
Rechtsbehelfsbelehrung: 
Gegen diese Entscheidung kann innerhalb eines Monats nach Bekanntgabe Klage beim 
Verwaltungsgericht Halle, Thüringer Straße 16, 06112 Halle/Saale, schriftlich oder zur Niederschrift 
des Urkundsbeamten der Geschäftsstelle des Verwaltungsgerichtes erhoben werden. 
Die Klage muss den Kläger, den Beklagten und den Streitgegenstand bezeichnen. Sie soll einen 
bestimmten Antrag enthalten. Die zur Begrünung dienenden Tatsachen und Beweismittel sollen 
angegeben werden. Der Klage nebst Anlagen sollen so viele Abschriften beigefügt werden, dass alle 
Beteiligten eine Ausfertigung erhalten können.  
 
Rechtsquellen: 
1. Gemeindeordnung für das Land Sachsen-Anhalt (GO-LSA) vom 05.10.1993, GVBl. LSA S. 568, 

zuletzt geändert durch Artikel 2 Absatz 3 des Gesetzes vom 15.12.2009, GVBl. LSA S. 648, 677 
2. Gesetz über kommunale Gemeinschaftsarbeit (GKG-LSA) in der Fassung der Bekanntmachung 

vom 26.02.1998, GVBl. S. 81, zuletzt geändert durch Artikel 2 Absatz 2 des Gesetzes vom 
15.12.2009, GVBl. LSA S. 648,677 

3. Verwaltungsverfahrensgesetz für das Land Sachsen-Anhalt (VwVfG-LSA) vom 18.11.2005, 
GVBl. LSA S. 698 

4. Verwaltungsverfahrensgesetz für das Land Sachsen-Anhalt (VwVfG) in der Fassung der 
Bekanntmachung vom 23.01.2003 (BGBl. I S. 102), zuletzt geändert durch Artikel 2 Absatz 1 
des Gesetzes vom 14.08.2009 (BGBl. I S. 2927) 

 
Im Auftrag 
 
Weiß 
Kreisamtmann 
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Bekanntmachungen des Amtes für Landwirtschaft, Flurneuordnung 
und Forsten Süd, Weißenfels 

 
 

Amt für Landwirtschaft, 
Flurneuordnung und Forsten Süd 
Sitz:   Müllnerstraße 59, 06667 Weißenfels 
Postanschrift:  PF 1655, 06655 Weißenfels 
 
 
 
   Flurbereinigungsverfahren Rothenschirmbach FL 
                                                Verfahrens- Nr.: 611-46 ML0215 

 
VORLÄUFIGE ANORDNUNG 

vom 19.01.2010 
 
I. Vorläufige Anordnung (Besitzentzug) 
 
Zur Bereitstellung von Flächen für die Realisierung der Maßnahmen des Wege- und Gewässerplanes 
(Plan nach § 41 FlurbG) der Teilnehmergemeinschaft, insbesondere des Baus von Wirtschaftswegen 
wird nach § 36 Abs. 1 des Flurbereinigungsgesetzes (FlurbG) in der Fassung vom 16.03.1976 
(BGBl. I S. 546), zuletzt geändert durch Art. 17 JahressteuerG 2009 (BGBl. I S. 2794) folgendes 
angeordnet: 
 
1. Den Beteiligten (Eigentümern, Pächtern und sonstigen Berechtigten) werden zu dem in Nr. 2 
genannten Zeitpunkt Besitz und Nutzung der Grundstücke bzw. Grundstücksteile entzogen, die in 
den Maßnahmebeschreibungen, Verzeichnissen und den zugehörigen Karten des genehmigten 
Wege- und Gewässerplanes nach § 41 FlurbG für die Maßnahme W21 (Plangenehmigung durch das 
Landesverwaltungsamt – obere Flurbereinigungsbehörde – vom 06.11.2009)  bezeichnet sind, 
zusammengefasst in der Karte zur vorläufigen Anordnung. (Anlage 1). 
 
 
Im Einzelnen sind folgende Flurstücke und Flurstücksteile betroffen: 
 

Gemarkung Flur Flurstück Flurstücksgröße 
 

m² 

dauernder 
Entzug 

m² 

vorübergehender 
Entzug 

m² 

Maßnahme 

Farnstädt 10 22/1 111220 550 4860 W21 
Farnstädt 10 23 2400 2400  W21 
 
 
2. Gemäß § 36 Abs. 1 FlurbG wird die Teilnehmergemeinschaft Rothenschirmbach FL – vertreten 
durch den Vorstandsvorsitzenden, Herrn Lothar Reule, ab 01.02.2010 in die unter Punkt 1 
aufgeführten Flächen für den oben genannten Zweck in den Besitz eingewiesen. 
 
3. Die Teilnehmergemeinschaft hat sicherzustellen, dass die Nutzung der den Beteiligten 
verbleibenden Flächen durch die Bauarbeiten nicht unterbrochen wird. 
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II. Begründung 
 
zu I: Das Flurbereinigungsverfahren Rothenschirmbach FL, Landkreise Mansfeld-Südharz und 
Saalekreis, ist durch Beschluss des Amtes für Landwirtschaft, Flurneuordnung und Forsten Süd vom 
13.10.2006 nach §§ 86 ff FlurbG und §§ 53 ff Landwirtschaftsanpassungsgesetz (LwAnpG) 
eingeleitet worden, um Maßnahmen der Landentwicklung, insbesondere Maßnahmen der 
Agrarstrukturverbesserung, Maßnahmen des Naturschutzes und der Landschaftspflege 
durchzuführen. Weiterhin sollen mit dem Verfahren Nachteile für die allgemeine Landeskultur durch 
den Bau der Bundesautobahn A 38 gelindert und vorhandene sowie durch den Autobahnbau 
entstehende Landnutzungskonflikte aufgelöst werden. 
Zersplitterter und unwirtschaftlich geformter Grundbesitz soll nach neuzeitlichen 
betriebswirtschaftlichen Gesichtspunkten zusammengelegt werden, um den Anforderungen einer 
modernen, leistungsorientierten Landwirtschaft zu genügen. 
 
Der Flurbereinigungsbeschluss ist unanfechtbar. 
 
Der Wege- und Gewässerplan mit landschaftspflegerischem Begleitplan (Plan nach § 41 FlurbG) für 
die Maßnahmen W21 und L02 ist durch das Landesverwaltungsamt- obere Flurbereinigungsbehörde- 
mit Datum vom 06.11.2009 genehmigt worden. 
 
Derzeit fungiert der Köhlerweg als Erschließungsweg für landwirtschaftlich genutzte Flächen sowie 
als Hauptzufahrtsweg zu einem gewerblichen Eierproduktionsbetrieb, der eine Betriebserweiterung 
beabsichtigt. 
Der Köhlerweg mündet gegenwärtig sehr unübersichtlich, im spitzen Winkel und stark ansteigend 
auf die B 180 und stellt dadurch ein Gefahrenschwerpunkt für den überörtlichen, 
landwirtschaftlichen und Lieferverkehr des Eierproduktionsbetriebes im Einmündungsbereich auf 
die B 180 dar. 
  
Zur Beseitigung dieses Gefahrenschwerpunktes wird der Weg W21 ausgebaut, der im rechten 
Winkel auf die B 180 einmündet und ein gefahrfreies Aus- und Einfahren landwirtschaftlicher 
Fahrzeuge ermöglicht. Gleichzeitig dient der Weg als Erschließungsweg für die angrenzenden 
Ackerflächen. 
 
Mit der Realisierung der Wegebaumaßnahme soll zum 01.02.2010 begonnen werden.  
 
Gemäß § 36 Abs. 1 Flurbereinigungsgesetz (FlurbG) kann die Flurbereinigungsbehörde den Besitz 
an Grundstücken regeln, wenn dies aus dringenden Gründen erforderlich ist. 
Es ist aus dringenden Gründen erforderlich, eine Regelung über die Nutzungs- und 
Besitzverhältnisse zu treffen, da die angeordneten Maßnahmen nicht bis zur Ausführung durch den 
Flurbereinigungsplan aufgeschoben werden können. Dieser wird erst in einigen Jahren erstellt. Mit 
der Realisierung der erforderlichen Maßnahmen muss aber unverzüglich begonnen werden. 
 
III. Geldabfindungen und Nutzungsentschädigung 
 
1. Nutzungsentschädigungen: 
 

a) Entstehen durch den Besitz- und Nutzungsentzug (s. I) für einzelne betroffene Bewirtschafter 
besondere Nachteile oder Härten, so sind diese bis zum 28.02.2010 beim ALFF Süd 
anzuzeigen und zu begründen. Gegebenenfalls wird dann in begründeten Fällen eine 
Entschädigung gewährt. 
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b) Das Amt für Landwirtschaft, Flurneuordnung und Forsten Süd kennzeichnet die in  
Anspruch zu  nehmenden Flächen in der Örtlichkeit durch Pflöcke. 

 
Bestehende Pachtverträge werden durch diese Regelung nicht berührt. Die Pächter haben somit den 
vereinbarten Pachtpreis weiterhin an die Verpächter zu entrichten. 
 
Sollte in begründeten Fällen eine Entschädigung gewährt werden, sind die Geldbeträge von der 
Teilnehmergemeinschaft aufzubringen und werden von der Teilnehmergemeinschaft ausgezahlt. 
Diese kann sie gegen Beiträge (§ 19 FlurbG) verrechnen. Die Festsetzung der Höhe der 
Entschädigung gemäß § 36 Abs. 1 FlurbG für die Nachteile, die Ihnen in Folge dieser vorläufigen 
Anordnung entstanden sind, ergeht als gesonderter Bescheid. 
 
 
IV. Hinweis 
 
Die vorstehende vorläufige Anordnung einschließlich ihrer Anlagen liegt in der 
Verwaltungsgemeinschaft „Weida- Land“, Hauptstraße 43 in 06268 Nemsdorf- Göhrendorf sowie im 
Amt für Landwirtschaft, Flurneuordnung und Forsten Süd, Außenstelle Halle,  
Mühlweg 19, 06114 Halle (Saale) 2 Wochen nach der Bekanntmachung zur Einsichtnahme für die 
Beteiligten während der Dienststunden aus. 
 
 
Rechtsbehelfsbelehrung 
 
Gegen die vorläufige Anordnung kann innerhalb eines Monats nach Bekanntmachung schriftlich oder zur 
Niederschrift Widerspruch beim Amt für Landwirtschaft, Flurneuordnung und Forsten Süd, Müllnerstraße 59, 
06667 Weißenfels und in der Außenstelle Halle, Mühlweg 19, 06114 Halle/S. erhoben werden. 
 
 
 

(DS) 
 
Dr. Lüs 
Sachgebietsleiter 
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Landesverwaltungsamt                            Halle, 14.12.2009 
Obere Flurbereinigungsbehörde 
 

 
Flurbereinigung: Rothenschirmbach FL 
Landkreise:                  Mansfeld- Südharz, Saalekreis 
Verf.- Nr.:              611- 46 ML 0215 
 

ÄNDERUNGSBESCHLUSS NR. 3 

 
A. Verfügender Teil 
 
I. Entscheidung 
 
Gemäß § 8 Abs. 2 des Flurbereinigungsgesetzes (FlurbG) i. d. F. der Bekanntmachung vom 
16.03.1976 (BGBl. I, S. 546), zuletzt geändert durch Art. 17 des Gesetzes vom 19.12.2008 (BGBl. I 
S. 2794) wird hiermit das  
 

Flurbereinigungsverfahren Rothenschirmbach FL 
geändert. 
 
 
Es erfolgt eine Änderung des Verfahrensgebietes. 
 
Das Flurbereinigungsverfahren Rothenschirmbach FL wird gemäß §§ 86 ff Flurbereinigungsgesetz 
(FlurbG) und §§ 53 ff Landwirtschaftsanpassungsgesetz (LwAnpG) vom Amt für Landwirtschaft, 
Flurneuordnung und Forsten Süd als Flurbereinigungsbehörde durchgeführt. 
 
Folgende Flurstücke werden beigezogen: 

Gemarkung  Flur  Flurstück 

Farnstädt  7  72/6 
Farnstädt            10  24/1, 25/1, 26/1, 31/1, 32/1, 36/1, 37/1, 39/1, 39/2, 39/3,  

  40/1, 41,  42/1, 45/2, 45/3, 47/1, 48/1, 55/1, 63, 64/1,4/2,  
     64/3, 65, 66, 67/1, 67/2, 69/1, 70/1, 70/2, 70/3, 70/4, 71,  
     72/1, 74, 75, 99/25, 101/27, 102/28, 103/29, 106/32,  
     109/33, 110/34, 111/35, 114/44, 120/50, 121/51, 122/52,  
     123/53, 167/26, 168/26, 169/26   
 
Die Fläche der einbezogenen Flurstücke beträgt 48,3466 ha.  
Sie ist auf der zu diesem Änderungsbeschluss gehörenden Gebietskarte vom 14.12.2009 orange 
farbig umrandet.  
 
Das Flurbereinigungsgebiet umfasst nunmehr eine Fläche von 791,9924 ha.  
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II. Aufforderung zur Anmeldung von Rechten 
 
Rechte, die aus dem Grundbuch nicht ersichtlich sind, aber zur Beteiligung am Flurbereinigungs-
verfahren berechtigen können, sind innerhalb von 3 Monaten beim Amt für Landwirtschaft, Flur-
neuordnung und Forsten Süd, Müllnerstraße 59, 06667 Weißenfels anzumelden (§14 Abs.1 FlurbG). 
 
Es kommen in Betracht: 
 
a) Inhaber von Rechten an den zum Flurbereinigungsgebiet gehörenden Grundstücken oder  
    von Rechten an solchen Rechten oder von persönlichen Rechten, die zum Besitz oder zur Nutzung 
    solcher Grundstücke berechtigen oder die Benutzung solcher Grundstücke beschränken, z.B.  
    Pacht-, Miet- und ähnliche Rechte (§10 Nr.2 d FlurbG); 
 
b) Im Grundbuch eingetragene Rechte an den zum Flurbereinigungsgebiet gehörenden Grund-  
    stücken, insbesondere Hütungsrechte oder andere Dienstbarkeiten, wie Wasserleitungsrechte,  
    Wege-, Wasser- oder Fischereirechte usw., die vor dem 01.01.1900 begründet sind und  
    deshalb der Eintragung in das Grundbuch nicht bedurften; 
 
c) Rechte an Grundstücken, die noch nicht in das Grundbuch oder das Liegenschaftskataster  
    übernommen sind.     
 
Diese Rechte sind auf Verlangen des Amtes für Landwirtschaft, Flurneuordnung und Forsten Süd 
innerhalb einer von diesem zu setzenden weiteren Frist nachzuweisen. Nach fruchtlosem Ablauf der 
Frist ist der Anmeldende nicht mehr zu beteiligen. 
 
Werden Rechte nach Ablauf dieser Frist angemeldet oder nachgewiesen, so kann die Flurberei-
nigungsbehörde die bisherigen Verhandlungen und Festsetzungen gelten lassen (§ 14 Abs. 2 
FlurbG). Der Inhaber eines gem. § 14 Abs. 1 FlurbG  bezeichneten Rechtes muss die Wirkung eines 
vor der Anmeldung eingetretenen Fristenablaufs ebenso gegen sich gelten lassen wie der Beteiligte, 
demgegenüber die Frist durch Bekanntgabe des Verwaltungsaktes zuerst in Lauf gesetzt worden ist 
(§ 14 Abs. 3 FurbG). 
 
Soweit Eintragungen im Grundbuch durch Rechtsübertragung außerhalb des Grundbuches (z.B. 
Erbfall) unrichtig geworden sind, werden die Beteiligten darauf hingewiesen, im eigenen Interesse 
beim Grundbuchamt auf eine baldige Berichtigung des Grundbuches hinzuwirken bzw. den 
Auflagen des Grundbuchamtes zur Beschaffung der Unterlagen für die Grundbuchberichtigung 
möglichst ungesäumt nachzukommen.  
 
III. Zeitweilige Einschränkung des Eigentums 
 
Von der Bekanntgabe des Flurbereinigungsbeschlusses bis zur Unanfechtbarkeit des 
Flurbereinigungsplanes gelten gem. § 34 Abs.1 FlurbG folgende Einschränkungen: 
 

1. In der Nutzungsart der Grundstücke dürfen ohne Zustimmung der Flurbereinigungsbehörde 
nur Änderungen vorgenommen werden, die zum ordnungsgemäßen Wirtschaftsbetrieb 
gehören. 

 
2. Bauwerke, Brunnen, Gräben, Einfriedungen, Hangterrassen u. ä. Anlagen dürfen nur mit 

Zustimmung der Flurbereinigungsbehörde errichtet, hergestellt, wesentlich verändert oder 
beseitigt werden. 
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3. Obstbäume, Beerensträucher, Rebstöcke, Hopfenstöcke, einzelne Bäume, Hecken, Feld- und 
Ufergehölze dürfen nur in Ausnahmefällen, soweit landeskulturelle Belange, insbesondere 
des Naturschutzes und der Landschaftspflege nicht beeinträchtigt werden, mit Zustimmung 
der Flurbereinigungsbehörde beseitigt werden. Andere gesetzliche Vorschriften über die 
Beseitigung von Reb- und Hopfenstöcken bleiben unberührt. 

 
Sind entgegen den Vorschriften zu 1. und 2. Änderungen vorgenommen oder Anlagen hergestellt 
oder beseitigt worden, so kann dieses im Flurbereinigungsverfahren unberücksichtigt bleiben. Die 
Flurbereinigungsbehörde kann den früheren Zustand gem. § 137 FlurbG wiederherstellen lassen,  
wenn dieses der Flurbereinigung dienlich ist (§ 34 Abs. 2 FlurbG). 
 
Sind Eingriffe entgegen der Vorschrift zu 3. vorgenommen worden, so muss die 
Flurbereinigungsbehörde Ersatzpflanzungen anordnen (§ 34 Abs. 3 FlurbG). 
 
Von der Bekanntgabe des Flurbereinigungsbeschlusses bis zur Ausführungsanordnung bedürfen 
Holzeinschläge, die den Rahmen einer ordnungsgemäßen Bewirtschaftung übersteigen, der 
Zustimmung der Flurbereinigungsbehörde im Einvernehmen mit der Forstaufsichtsbehörde (§ 85 
Ziff. 5 FlurbG). 
 
Sind Holzeinschläge vorgenommen worden, so kann die Flurbereinigungsbehörde anordnen, dass 
derjenige, der das Holz gefällt hat, die abgeholzte oder verlichtete Fläche nach den Weisungen der 
Forstaufsichtsbehörde wieder ordnungsgemäß in Bestand zu bringen hat (§ 85 Ziff. 6 FlurbG). 
 
Gemäß § 35 FlurbG sind die Beauftragten der Flurbereinigungsbehörde berechtigt, zur Vorbereitung 
und zur Durchführung der Flurbereinigung Grundstücke zu betreten und die nach ihrem Ermessen 
erforderlichen Arbeiten auf ihnen vorzunehmen. 
 
B. Beqründunq 
 
Die Erweiterung des Verfahrensgebietes erfolgt, um die Flurbereinigung als Instrument der 
ländlichen Bodenordnung möglichst umfänglich nutzen zu können. Durch die Einbeziehung der 
Flurstücke im Bereich Farnstädt wird die Herstellung einer Zuwegung zu einer landwirtschaftlichen 
Produktionsstätte ermöglicht und eine bessere Erschließung der Feldflur in diesem Teil des 
Verfahrensgebietes erreicht.  
 
Die vorgesehenen Maßnahmen für das Wegenetz tragen zur Sicherung der Funktionsfähigkeit des 
ländlichen Raumes unter gleichzeitiger Entlastung der  Ortslage Farnstädt vom landwirtschaftlichen 
Durchgangsverkehr bei. Durch die Erweiterung des Verfahrensgebietes werden somit die 
Voraussetzungen geschaffen, eine zweckmäßige umfassende Neuordnung durch die Flurneuordnung 
umzusetzen. 
 
 
Rechtsbehelfsbelehrung:  
Gegen diesen Änderungsbeschluss kann innerhalb eines Monats nach Bekanntgabe schriftlich oder 
zur Niederschrift Widerspruch beim Landesverwaltungsamt in Halle (Saale) erhoben werden. 
 
Im Auftrag 
 
Wöckener                                                                 1. Ausfertigung 
 
 
 
 



    12. April 2010                              Amtsblatt Nr. 5                                              Seite 15 
 
 
Amt für Landwirtschaft      Halle/S., d. 29.03.2010 
Flurneuordnung und Forsten Süd 
Sitz:  Müllnerstraße 59, 06667 Weißenfels 
Postanschrift: PF 1655, 06655 Weißenfels 
 
 
 
Landkreis    Mansfeld-Südharz und Saalekreis 
Flurbereinigungsverfahren  Rothenschirmbach FL 
Verf.-Nr.    611-46 ML0 215 
 
 

Änderungsanordnung Nr. 4 
zum Flurbereinigungsverfahren „Rothenschirmbach FL“ 

Verf.-Nr. 611-46 ML0 215, vom 29.03.2010 
 
 
Das Verfahrensgebiet wird nach § 8 Abs. 1 des Flurbereinigungsgesetzes (FlurbG) i.d.F. der 
Bekanntmachung vom 16.03.1976 (BGBl. I, S. 546), zuletzt geändert durch Art. 17 JahressteuerG 
2009 vom 19.12.2008 (BGBl. I S. 2794),  wie folgt geändert. 
 
In das Verfahren werden folgende Flurstücke einbezogen: 
 
Gemarkung 
 

Flur Flurstück 

Farnstädt 
 

10 
 

11 

9/1, 10 
 
6, 10/20, 10/21 

 
Die Fläche des geänderten Flurbereinigungsgebietes ist auf der zu dieser Änderungsanordnung 
gehörigen Gebietskarte vom 29.03.2010 orange farbig umrandet. 
Das Verfahrensgebiet umfasst nunmehr eine Fläche von 804,7296 ha. 
Die Änderung der Fläche des Verfahrensgebietes zum vorhergehenden Änderungsbeschluss beruht 
neben der Fläche der zugezogenen Flurstücke auch auf der Fortführung des Liegenschaftskatasters 
auf der Grundlage erfolgter Zerlegungsvermessungen innerhalb des Flurbereinigungsgebietes. 
 
I. Begründung 
 
Die Erweiterung des Verfahrensgebietes erfolgt, um die Flurbereinigung als Instrument der 
ländlichen Bodenordnung möglichst umfänglich nutzen zu können. Durch die Einbeziehung der 
Flurstücke im Bereich Farnstädt wird die Herstellung einer Zuwegung zu einer landwirtschaftlichen 
Produktionsstätte ermöglicht und eine bessere Erschließung der Feldflur in diesem Teil des 
Verfahrensgebietes erreicht.  
 
Die vorgesehenen Maßnahmen für das Wegenetz tragen zur Sicherung der Funktionsfähigkeit des 
ländlichen Raumes bei. Zur Zeit bestehender Landnutzungskonflikte sollen beseitigt werden. Durch 
die Erweiterung des Verfahrensgebietes werden somit die Voraussetzungen geschaffen, eine 
zweckmäßige umfassende Neuordnung durch die Flurneuordnung umzusetzen. 
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II. Aufforderung zur Anmeldung von unbekannten Rechten 
 
Die Inhaber von Rechten, die nicht aus dem Grundbuch ersichtlich, aber zur Beteiligung am 
Flurbereinigungsverfahren berechtigt sind, werden aufgefordert, ihre Rechte innerhalb von drei 
Monaten- gerechnet vom ersten Tag dieser Bekanntmachung- beim Amt für Landwirtschaft 
Flurneuordnung und Forsten Süd, Müllnerstraße 59, 06667 Weißenfels - Postanschrift: PF 1655, 
06655 Weißenfels, anzumelden. 
 
Diese Rechte sind auf Verlangen des Amtes für Landwirtschaft Flurneuordnung und Forsten Süd 
innerhalb einer von diesem zu setzenden weiteren Frist nachzuweisen. Nach fruchtlosem Ablauf der 
Frist ist der Anmeldende nicht mehr zu beteiligen. 
 
Werden Rechte erst nach Ablauf der vorbezeichneten Frist angemeldet, oder nachgewiesen, so kann 
das Amt für Landwirtschaft, Flurneuordnung und Forsten Süd die bisherigen Verhandlungen und 
Festsetzungen gelten lassen (§§ 10, 14 und 15 des Flurbereinigungsgesetzes (FlurbG) in der Fassung 
vom 16.03.1976, zuletzt geändert durch Art. 17 JahressteuerG 2009 vom 19. 12. 2008 (BGBl. I S. 
2794). 
 
III. Zeitweilige Einschränkung der Grundstücksnutzung 
 
a) 
In der Nutzungsart der Grundstücke dürfen ohne Zustimmung der Flurbereinigungsbehörde nur 
Änderungen vorgenommen werden, die zum ordnungsgemäßen Wirtschaftsbetrieb gehören. 
Bauwerke, Brunnen, Gräben, Einfriedungen, Hangterrassen, und ähnliche Anlagen dürfen nur mit 
Zustimmung der Flurbereinigungsbehörde errichtet, hergestellt, wesentlich verändert oder beseitigt 
werden. 
Sind entgegen diesen Vorschriften Änderungen vorgenommen oder Anlagen hergestellt oder 
beseitigt worden, so können sie im Flurbereinigungsverfahren unberücksichtigt bleiben.  
Die Flurbereinigungsbehörde kann den früheren Zustand, notfalls mit Zwang wiederherstellen 
lassen, wenn dies der Flurbereinigung dienlich ist. 
 
b) 
Bäume, Beerensträucher, Hopfenstöcke, Hecken, Feld- und Ufergehölze dürfen nur mit Zustimmung 
der Flurbereinigungsbehörde beseitigt werden, widrigenfalls muss die Flurbereinigungsbehörde 
Ersatzpflanzungen anordnen. 
 
c) 
Auf den in das Flurbereinigungsverfahren einbezogenen Waldgrundstücken dürfen Holzeinschläge, 
die den Rahmen einer ordnungsgemäßen Bewirtschaftung übersteigen, nur mit Zustimmung der 
Flurbereinigungsbehörde vorgenommen werden. Andernfalls kann diese anordnen, dass die 
abgeholzte oder verlichtete Fläche wieder ordnungsgemäß in Bestand zu bringen ist. 
 
d) 
Wer den unter a) bis c) genannten Bestimmungen zuwiderhandelt, kann wegen Ordnungswidrigkeit 
mit einer Geldbuße belegt werden. 
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RECHTSBEHELFSBELEHRUNG: 
Gegen diese Änderungsanordnung kann innerhalb eines Monats nach Bekanntmachung Widerspruch 
erhoben werden. Der Widerspruch ist beim Amt für Landwirtschaft Flurneuordnung und Forsten 
Süd, Müllnerstraße 59, 06667 Weißenfels schriftlich oder zur Niederschrift einzulegen. 
 
 
Dr. Lüs 
Sachgebietsleiter     (DS) 
 
 
 
Die vorstehende Änderungsanordnung mit Gebietskarte liegt in Originalgröße in der 
Verbandsgemeinde „Weidaland“, Hauptstraße 43, 06268 Nemsdorf-Göhrendorf sowie im Amt für 
Landwirtschaft Flurneuordnung und Forsten Süd, Außenstelle Halle, Mühlweg 19, 06114 
Halle/Saale, 2 Wochen lang nach seiner Bekanntmachung zur Einsichtnahme für die Beteiligten 
während der Dienststunden aus. 
 
 
 
Göhler 
Sachbearbeiterin 
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Amt für Landwirtschaft, Flurneuordnung 
Und Forsten Süd 
Müllnerstraße 59, 066667 Weißenfels 
Außenstelle Halle 
Mühlweg 19, 06114 Halle /S. 
Postanschrift: Postfach 110542, 06019 Halle /S.  

 
 
 

ÖFFENTLICHE BEKANNTMACHUNG 
           

Halle, 30.03.2010 
 
Bodenordnungsverfahren Schnellroda,  
Gebiet Schnellroda – Feldlage, Verf.-Nr.: 611/2 40 MQ 070, neu 61-4 MQ 016 
Gebiet Ortslage Schmirma, Verf.-Nr.. 61-4 MQ 031 

 
Im oben genannten Bodenordnungsverfahren ergeht gemäß § 36 Abs. 1 des 
Flurbereinigungsgesetzes (FlurbG) folgende 

 
vorläufige Anordnung  

 
I. vorläufige Anordnung  
Zur Bereitstellung von Flächen für die Realisierung der Maßnahmen des Neugestaltungsentwurfes 
(Plan nach § 41 FlurbG) der Teilnehmergemeinschaft, insbesondere des Ausbaues von 
Wirtschaftswegen und der Anpflanzung von Ausgleichs- und Ersatzmaßnahmen, wird nach § 36 
Abs. 1 des FlurbG in der Fassung vom 16.03.1976 (BGBl. I S. 546), zuletzt geändert durch Art. 22 
des Gesetzes vom 20.12.2007 (BGBl. I S. 3150) folgendes angeordnet: 
 
1.  Den Beteiligten (Eigentümern, Pächtern und sonstigen Berechtigten) wird zu dem in Nr. 2 

genannten Zeitpunkt der Besitz und die Nutzung der Grundstücksteile entzogen, die in den 
Maßnahmebeschreibungen, Verzeichnissen und den zugehörigen Karten der 3. Planänderung 
zum Neugestaltungsentwurf, genehmigt durch das Landesverwaltungsamt Halle- Obere 
Flurbereinigungsbehörde-, bezeichnet sind. 

 
Nr. der  
Maßnahm

Gemarkung Flur Flurstücke Gesamtfläche 
des Flur-
stückes in m² 

Betroffene 
Fläche lt. 
Anordnung 
in m² 

W11a Oechlitz 3 17/35 147603 1200 
W18 Oechlitz 5 53/1 22513 900 
W18 Oechlitz 5 53/3 22513 900 
W18 Oechlitz 5 19 7070 24 
W18 Oechlitz 5 53/5 36170 580 
L20 Oechlitz 4 32 47260 450 
L20 Oechlitz 4 33 1940 150 
L20 Oechlitz 4 34/1 35910 2900 
L20 Oechlitz 4 36 7070 470 
L20 Oechlitz 4 163/37 9008 640 
L20 Oechlitz 4 38/1 12490 350 
L20 Oechlitz 4 39/1 37740 450 
L20 Oechlitz 4 40 8140 180 
L20 Oechlitz 4 41 8040 120 
L20 Oechlitz 4 42 1917 80 
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L20 Oechlitz 4 140/43 5541 140 
L20 Oechlitz 4 43/1 5592 70 
L21 Schnellroda 2 93 560 20 
L21 Albersroda 2 93 22370 10440 
L21 Albersroda 2 94 10170 40 
L19 Oechlitz 7 210/2 33024 240 
L19 Oechlitz 7 211/7 30190 435 
L19 Oechlitz 7 212/4 225 125 

 
2. Gemäß § 36 Abs. 1 FlurbG wird die Teilnehmergemeinschaft des Bodenordnungsverfahrens 

Schnellroda ab dem 01.05.2010 in die Flächen für den Wegebau (W) und ab 1.10.2010 in die 
Flächen für die Ausgleichs- und Ersatzmaßnahmen (L) in den Besitz eingewiesen. 

 
3.   Die Teilnehmergemeinschaft hat sicherzustellen, dass die Nutzung der den Beteiligten 
      verbleibenden Flächen durch die Bauarbeiten nicht unterbrochen wird.  
 
4. Die Lage der entzogenen Flächen ergibt sich aus den Karten, die Bestandteil dieser vorläufigen 

Anordnung sind. Diese liegen 2 Wochen nach der Bekanntmachung in der 
Stadtverwaltung Mücheln (Geiseltal) Markt 1,  06249 Mücheln, in der Verbandsgemeinde 
Weida – Land, Hauptstraße 43, 06268 Nemsdorf-Göhrendorf und im Amt für Landwirtschaft,  
Flurneuordnung und Forsten Süd (ALFF), Außenstelle Halle; Mühlweg 19, 06114 Halle  
während der allgemeinen Dienststunden zur Einsichtnahme für die Beteiligten aus. 

      Das ALFF Süd kennzeichnet, soweit erforderlich, die in Anspruch zu nehmenden Flächen in  
      der Örtlichkeit durch Pflöcke. 
 
5. Entstehen durch den Besitz- und Nutzungsentzug für einzelne betroffene Bewirtschafter 
     besondere Nachteile oder Härten, so sind diese bis zum 01.11.2010 beim ALFF Süd,  
     Außenstelle Halle anzuzeigen und zu begründen. Gegebenenfalls wird dann in begründeten  
     Fällen eine Entschädigung gewährt. Die Festsetzung der Höhe der Entschädigung in Geld ergeht 
     als gesonderter Bescheid. Bestehende Pachtverträge werden durch diese Regelung nicht berührt.  
     Die Pächter haben somit den vereinbarten Pachtpreis weiterhin an die Verpächter zu 
     entrichten.   
     Sollte in begründeten Fällen eine Entschädigung gewährt werden, sind die Geldbeiträge 
     von der Teilnehmergesellschaft aufzubringen und werden von der Teilnehmergemeinschaft  
     ausgezahlt. Diese kann sie gegen Beiträge (§ 19 FlurbG) verrechnen. Die Festsetzung der  
     Höhe der Entschädigung gemäß § 88 Nr. 3 Satz 3 und 4 FlurbG für die Nachteile, die  
     Ihnen in Folge dieser vorläufigen Anordnung entstanden sind, ergeht als gesonderter  
     Bescheid. 
 
II. Begründung 

Das Bodenordnungsverfahren im Landkreis Saalekreis ist durch Beschluss vom 28.05.1997 
angeordnet worden. Der Flurbereinigungsbeschluss ist unanfechtbar. 

Grundlage für die Neuordnung der Eigentumsverhältnisse an den am Verfahren beteiligten 
Grundstücken bildet die zuletzt vom Landesverwaltungsamt Halle mit Datum vom 18.12.2008 
genehmigte 3. Änderung zum Neugestaltungsentwurf. Mit der Realisierung der Maßnahmen des 
Neugestaltungsentwurfes wurde 1999 begonnen. Im der 3. Änderung zum Neugestaltungsentwurf 
sind u.a. die Wegebaumaßnahmen W11a und W18 festgelegt. Der Wegebau erfolgt, um die 
Erschließung der Grundstücke zu sichern. Die Entwicklung des neuen Wegenetzes ist die 
Voraussetzung für die Neuordnung des Eigentums.  
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Diese Maßnahmen dienen gleichzeitig der wertgleichen Abfindung. Der Eingriff in den 
Naturhaushalt, der durch den Wegebau entstanden ist, muss zeitnah durch Pflanzmaßnahmen 
kompensiert werden. 
 
Gemäß § 36 Abs. 1 Flurbereinigungsgesetz (FlurbG) kann die Flurbereinigungsbehörde den Besitz 
an Grundstücken regeln, wenn dies aus dringenden Gründen erforderlich ist. 
Es ist aus dringenden Gründen erforderlich, eine Regelung über die Nutzungs- und 
Besitzverhältnisse zu treffen, da die angeordneten Maßnahmen nicht bis zur Ausführung durch den 
Bodenordnungsplan aufgeschoben werden können. Die Ausführung des Bodenordnungsplanes wird 
voraussichtlich in diesem Jahr nicht erfolgen. Mit den Baumaßnahmen muss aber unverzüglich 
begonnen werden. 
 
 
Rechtsbehelfsbelehrung 
 
Gegen die vorläufige Anordnung kann innerhalb eines Monats nach Bekanntmachung schriftlich 
oder zur Niederschrift Widerspruch beim Amt für Landwirtschaft, Flurneuordnung und Forsten Süd, 
Müllnerstr. 59, 06667 Weißenfels erhoben werden. 
  
 
 
 
 
Hindorf 
Sachgebietsleiterin      (DS) 
 
 
 
 
Hinweise 
 
1. Die vorläufige Anordnung einschließlich ihrer Anlagen liegt 2 Wochen nach der Bekanntmachung 
in der  
 

Verbandsgemeinde Weida-Land      Stadt Mücheln (Geiseltal)                                              
             Hauptstraße 43     Markt 1                                                                          
      06268 Nemsdorf-Göhrendorf  06249 Mücheln                                                              

 
         
und im Amt für Landwirtschaft , Flurneuordnung und Forsten Süd, Außenstelle Halle 
Mühlweg 19, 06114 Halle während der allgemeinen Dienststunden zur Einsichtnahme für die 
Beteiligten aus. 
 
 
 
Im Auftrag 
 
 
Thomä 
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Bekanntmachung des Landesamtes für Vermessung und Geoinformation 
Sachsen-Anhalt, Halle (Saale) 
 

 
Landesamt für Vermessung und Geoinformation Sachsen-Anhalt 
Neustädter Passage 15, 06122 Halle (Saale) 

08.04.2010 

Offenlegung 

gemäß § 12 Abs. 3 Vermessungs- und Geoinformationsgesetz Sachsen-Anhalt  
in der Fassung der Bekanntmachung vom 15.09.2004 (GVBl. LSA S. 716) 

 
Für die       Gemarkung Albersroda, 
                   Flur(en)  7 
in               Albersroda d 
                  Ortsname 
 
wurden die Nachweise des Liegenschaftskatasters hinsichtlich der Flurstücke und Gebäude aus 
Anlass der Übernahme der Ergebnisse eines öffentlich-rechtlichen Verfahrens verändert. Das 
Landesamt für Vermessung und Geoinformation Sachsen-Anhalt hat 
die für das Liegenschaftskataster relevanten Ergebnisse eines Bodenordnungsverfahren 
(Gemarkungsnamen, Flurnummern, Flurstücksnummern, Flurstücksgrenzen, Grenzpunkte und 
Gebäudegrundrisse) in dem oben genannten Bereich in das Liegenschaftsbuch und die  Liegen-
schaftskarte übernommen. 
Das Gebiet ist in der beigefügten Übersichtskarte gekennzeichnet. 
 
Allen beteiligten Eigentümern, Erbbauberechtigten und Nutzungsberechtigten werden diese 
Veränderungen des Liegenschaftskatasters durch die Offenlegung bekannt gemacht. 
 
Die Liegenschaftskarte und das Liegenschaftsbuch werden in der Zeit 
                                           vom 19.04.2010 bis 18.05.2010 
in den Diensträumen des Landesamtes für Vermessung und Geoinformation Sachsen-Anhalt 
Neustädter Passage 15 in 06122 Halle (Saale) 
während der Besuchszeiten, Mo. bis Do. 08.00 - 18.00 Uhr /  Fr. 08.00 - 15.00 Uhr 
zur Einsicht ausgelegt. Bei Fragen oder Anregungen wird um eine vorherige telefonische 
Terminvereinbarung unter der Telefonnummer 0345/6912-0 gebeten. 
 
Rechtsbehelfsbelehrung 
Gegen die Veränderungen im Liegenschaftsbuch und in der Liegenschaftskarte, die durch die 
Übernahme der für das Liegenschaftskataster relevanten Ergebnisse eines Bodenordnungs-/ 
Bodensonderungsverfahrens entstanden sind, kann innerhalb eines Monats nach Ablauf der oben 
angegebenen Offenlegungsfrist Klage erhoben werden. Die Klage ist schriftlich oder zur Niederschrift 
des Urkundsbeamten der Geschäftsstelle beim Verwaltungsgericht Halle, Thüringer Straße 16, 06122 
Halle (Saale) einzulegen  einzulegen. 
 
 
Im Auftrag  Auskunft und Beratung 
 Telefon:  0345 6912-0 
gez. Fax:     0345 6912-490 
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0 Michael Loddeke E-Mail:   Poststelle.Halle@ 
    LVermGeo.Sachsen-   
    Anhalt.de 
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Gemarkung Albersroda Flur 7 
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Bekanntmachung des Unterhaltungsverbandes „Mittlere Saale-Weiße Elster“ 
 

Unterhaltungsverband „Mittlere Saale – Weiße Elster“ 
Bahnhofstraße 32 
06242 Braunsbedra                                                        Braunsbedra, d. 30.03.2010 
 
 
Vorschläge der Interessenverbände der Eigentümer und Nutzer der zumVerband gehörenden 
beitragspflichtigen Grundstücke für die Berufenen in den Verbandsausschuss 

 
Zur Berufung von Vertretern der Interessenverbände der Eigentümer und Nutzer der zum 
Verbandsgebiet gehörenden beitragspflichtigen Grundstücke erhalten die Betroffenen Gelegenheit, 
innerhalb eines Monats vom Tag der Veröffentlichung an, Vorschläge zu Personen zu unterbreiten.  

 
Entsprechend der Vorschlagsliste beschließt anschließend der neu gewählte Verbandsausschuss die 
Vertreter der Berufenen.  
 
Das Verbandsgebiet ist das Verbandsgebiet des Unterhaltungsverbandes „Mittlere Saale – Weiße 
Elster“ mit Sitz in Braunsbedra. 
Eine Übersichtskarte senden wir Ihnen anbei zu. 
Karten zum Verbandsgebiet können beim UHV direkt oder bei den unteren Wasserbehörden 
der Landkreise eingesehen werden. 
 
Ihre  Vorschläge richten Sie bitte direkt an die Geschäftsstelle. 
 
 
 
Köcher 
- Geschäftsführer -  

 
 
 
 
 
 
 
 

 
 
 
Impresssum 
Amtsblatt der Verbandgemeinde Weida-Land;    im Internet unter: www.vg-weida-land.de 
Herausgeber: Die Verbandsgemeindebürgermeisterin; 
VerbGem  Weida-Land, Hauptstraße 43, 06268 Nemsdorf-Göhrendorf, 
Tel.: 034771/ 9000; Fax: 034771/900-50 
Verantwortlich: Hauptamt der Verbandsgemeinde Weida-Land 
Standort Schraplau, Marktstraße 25, 06279 Schraplau, Tel.: 034774/4390; Fax: 034774/43933 
Satz/Druck: VerbGem Weida-Land, Hauptstraße 43, 06268 Nemsdorf-Göhrendorf 
Das Amtsblatt erscheint nach Bedarf. Es wird im Gebäude der Verbandsgemeinde Weida-Land, Hauptstraße 
43, 06268 Nemsdorf-Göhrendorf ausgelegt.  
Es kann gegen eine Gebühr einzeln bezogen oder abonniert werden. 
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